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Endlich! Die „heiße Phase“ des Wahlkampfes hat begon-
nen. Wahlkampf: Das können wir Sozis. Da machen wir
mit! Die AGS:NACHRICHTEN haben bereits Beiträge gebracht
(in der Mai-Ausgabe „Das Wir entscheidet“, im Juli „Und es
ist Sommer“). Hier nun unsere WAHLKAMPF-Aus ga be!

Denjenigen (zahlreichen) Lesern, die sich (noch) nicht zur
Sozialdemokratie bekennen, empfehlen wir Gelassenheit.
Auch bei fehlender Zustimmung zu einigen Beiträgen: Es
lohnt sich immer, die AGS:NACHRICHTEN zu lesen. Und ab
September tauschen wir die Keule wieder mit dem Flo -
rett. Versprochen! Nach dieser Ausgabe gibt es Beiträge,
die nichts mit Wahlkampf zu tun haben. Oder: nicht nur.

Auch wenn es Frau Merkel nicht gefällt: Der Wahlkampf
hat das Bewusstsein der Menschen in unserem Lande end -
lich erreicht. Alle Einschläferungsversuche werden schei -
tern. Und so darf sich CDU/FDP und die Noch-Kanz lerin
aller (?) Deutschen nicht wundern, dass es nun verstärkt
auch gegen die Kanzlerin geht. Programmatisch ist die
CDU völlig abgetaucht. Sie hat „von allem ein wenig“ im
Angebot, ansonsten reicht der CDU die Rolle als Kanz le -
rinnen-Wahlverein. Schade. Die deutsche Politik könnte
durchaus einige Impulse aus dem sogenannten bürger-
lich-liberalen Lager gebrauchen. 

Aber: Fehlanzeige! So hat die Kanzlerin die politische Dis -
kus sion selbst auf sich und ihr (Nicht-)Handeln gezogen.
Sie ist die Kanzlerin. Sie hätte die Richtlinien der Politik be -
stimmen und damit Verantwortung übernehmen müssen.

Jeder Programmpunkt der SPD ist auch ein Vorwurf an die
Kanzlerin wegen ihrer Untätigkeit beim jeweiligen Thema. 

Gezielte Untätigkeit bleibt nicht folgenlos. Sie nützt den
Fal schen, ob gewollt oder ungewollt! So kann man Kanz -
lerin Merkel durchaus berechtigt, aber wenig schmeichel-
haft verschiedene Attribute hinzufügen. Ohne den An -
spruch auf Vollständigkeit ist sie ...

• die Kanzlerin der Steuer-Hinterzieher und -Vermeider:
Sie ist Schutzpatronin reicher Steuer-Krimineller und in ter -
nationaler Konzerne („Steuerbetrug bekämpfen – mit der
Kavalle rie, oder nur mit vollmundigen Ankündigungen?“).

• die Kanzlerin des Lohn-Dumpings:
Die Regierung war erfolgreich bei der Bewahrung eines
un gerechtfertigten Lohngefälles. Wettbewerbs ver zerren -
des Lohndumping wurde geduldet: 6,8 Mio. Menschen
bekommen weniger als 8,50 €/Std., auch zum Schaden
aller Betriebe, die leistungsgerechte, auskömmliche Löh -
ne zahlen! Für die Zeit nach der Wahl vertröstete man
Arbeitnehmer und Kleinbetriebe mit „Mindestlohn Light“.

• die Kanzlerin der Alliierten:
Von umfassender Ausspähung unserer Wirtschaft durch
unsere alliierten „Freunde“ will sie nichts gewusst haben.
Aber trotzdem wusste sie, das alles nicht so schlimm sei.
„Schaden vom deutschen Volk wenden“ sieht anders aus.

• die Kanzlerin der Wende von der Energiewende:
Einst Chefsache, ist die Energiewende zunächst geschei-
tert, auch Dank des Wirtschaftsministeriums und dem
Ein fluss der Energie-Multis. Eine Zukunfts-Aufgabe und -
Chance wurde auf die ganz ferne Zukunft verschoben.
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• die Anti-Europa-Kanzlerin:
Notwendige Reformen wurden blok-
kiert; Deutschland, selbst „reform-
lahm“, zerstört mit un realistischen Re -
formforderungen an an dere sein An -
sehen und damit auf lan ge Sicht auch
seinen Einfluss. Zum al ter na tiv losen
„Mehr Europa“ hat die se Kanz lerin kei -
ne Beiträge geliefert, im Ge gen teil: Sie
löst keine Pro bleme, sie ist selbst Teil
des Problems.

• die Kanzlerin der „Herdprämie“:
Die Kanzlerin ist verantwortlich für ei -
ne Familienpolitik aus der Steinzeit.
Be treu ungs geld statt Kita und früh -
kind liche Bildung! Frauen quo te: dem -
nächst. Eine Anerkennung gleich ge -
schlecht licher Partner schaf ten: nur
wenn ein Gericht dazu zwingt. Glei -
cher Lohn bei gleicher Ar beit für Frau -
en: das muss der Markt re geln. Ir gend -
wann.

• die Kanzlerin der verrottenden
Infrastruktur: 
Die Transportwege, die Adern unserer
Wirtschaft, verstopfen und veraltern
zu sehends. Keine Beipässe, außer die
x-te neue Ortsumgehung in Bayern.
Flächendeckender Ausbau schnel ler
Da tennetze: Fehlanzeige!

• die Kanzlerin der Versicherungs -
konzerne, der Chefärzte und der
Pharma-Industrie:
Ob 2-Klassen-Medizin, Gesundheits-
und Altersabsicherung als sichere
Geld quelle für Versicherungs kon zer ne
oder fehlende bezahlbare soziale Ab -
sicherung für Selbständige: die Kanz -
lerin sieht keinen Handlungs be darf.

• die Kanzlerin der Wahllügen:
Versprochene Wohltaten, die 30 Mrd.
Euro kosten werden, aber keine Steu -
er erhöhungen. Keine Vergemein schaf -
 tung von Euro-Schulden, aber: die
nächste Griechenlandhilfe wird kom-
men.

Es gibt aber auch Attribute, mit de -
nen Frau Merkel sich selbst gerne
schmückt: Sie wäre gerne ...

• die Kanzlerin der besten Regierung
nach der Wiedervereinigung:
Diese Kanzlerin ist verantwortlich für
eine Regierungspolitik, die nichts von
den eigenen Zielen umgesetzt hat,
und die keine konkreten Ziele für die
Zu kunft hat. Mit ihrer „Gurkentruppe“
war und wäre das auch schwierig.

• die Kanzlerin der erfolgreichen
Wirtschaftsentwicklung:
Der deutschen Wirtschaft geht es gut.
Nicht wegen, sondern trotz der Re gie -
rung Merkel. Grundlagen zu einer
wachsenden Wirtschaft hat die Re gie -
rung Schröder geschaffen.

• die Kanzlerin der soliden Finanzen:
Trotz Steuereinnahmen in Rekord hö -
he hat die Merkel-Regierung immer
mehr neue Schulden gemacht. Aber
nicht für Zukunftsinvestitionen, son-
dern für Klientel-Politik.

Noch mehr Beispiele? Es gibt noch be lie -
big viele! Alternativen? Bitte im Wahl -
programm der SPD nachsehen:

http://www.spd.de/95466/
regierungsprogramm_2013_2017.html 

Ist die Kanzlerin tatsächlich „an allem
schuld“? Nein. Unfähige Fach ministe -
rin nen und -minister standen ihr hilf-
reich zur Seite. Aber ausgewechselt
hat sie nur diejenigen, die ihr unbe-
quem wur den. Aus dem ständigen
Streit zwi schen FDP und CDU und der
da mit verbundenen gegenseitigen
Bloc kade hat sie sich rausgehalten.
Wie aus allem, was für Sie unbequem
war.

Ihrer Pflicht und Aufgabe als Kanz le -
rin, Richtlinienkompetenz wahrzu neh -
men, ist sie nicht nachgekommen.

Forts. „Es ist Wahlkampf. Aber nicht nur ...“

http://www.spd.de/95466/
regierungsprogramm_2013_2017.html 
http://www.spd.de/95466/
regierungsprogramm_2013_2017.html 
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Ist das, was diese Kanzlerin in der letz-
ten Wahlperiode getan bzw. nicht ge -
tan hat, nur Unfähigkeit? Oder ist es
dem eigenen Machterhalt geschul-
det? Oder diente alles dem Ziel einer
„markt konformen Demokratie“? Was
wäre schlimmer?
Wir wissen es nicht. Wir wissen nur:
So kann es nicht weiter gehen in un -
se rem Land. Wir brauchen eine Politik,
die gestaltet, die handelt. Wir brau-
chen den Re gie rungswechsel! Am 22.

September werden dazu die Weichen
gestellt!
Wie? Karl Graf von Berlepsch hat es in
seinem Gedicht „Der Weichensteller“
be schrieben: Opfer bringen für die Zu -
kunft anderer. Dazu waren Sozial de -
mo kraten oft bereit.

Wir statt ich, persönlicher Einsatz für
unser Land, für Deutschland „Voll
Menschenglück – eine kleine Welt!“,
wie es im Gedicht heißt.

Lasst uns beim Weichenstellen hel-
fen, damit die Züge endlich wieder in
die richtige Richtung fahren können!

WAHL 2013
Wahlaufruf der AGS-Landesverbände bei Facebook:

„Mittelstand braucht Fachverstand“

Deutschland als größte Volks -
wirt schaft in der Europäischen
Union braucht einen Kanzler
mit wirtschafts- und finanzpoli-
tischem Sachverstand.

Wir brauchen eine ausgewogene eu -
ropäische Wachstumsstrategie. Die
ge forderten Sparanstrengungen in
überschuldeten Ländern müssen auch
tatsächlich umgesetzt und die Kosten
nicht verschleiert werden. Wir dürfen

als Exportnation die Wirtschaft unse-
rer Kunden aber nicht kaputtsparen.
Peer Steinbrück hat in der Finanzkrise
gezeigt, wie Konsolidierung und In ves -
titionsanreize erfolgreich verknüpft
wer den können.

Die deutsche Wirtschaft braucht Ver -
lässlichkeit. Wir brauchen eine Ener -
gie wende, aber keine laufenden Pi -
rou etten. Die Volten der jetzigen Bun -
desregierung haben das Vertrauen

von Investoren in die regenerativen
Energien nachhaltig geschädigt. Da -
durch wurde der Aufbau wirtschaftli-
cher Strukturen verhindert und die
Ener giekosten für den Mittelstand in
die Höhe getrieben. Wir brauchen ei -
nen Kanzler der Ökologie und Öko no -
mie erfolgreich verbindet.

Das deutsche Modell der sozialen
Marktwirtschaft lebt von der sozialen
Gerechtigkeit. Dies heißt auch, dass

In diesem Sinne: Los geht’s!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Forts. „Es ist Wahlkampf. Aber nicht nur ...“
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starke Schultern mehr tragen müssen
als schwache Schultern. Deshalb un -
ter stützen wir die Initiative für einen
höheren Spitzensteuersatz und einen
flächendeckenden Mindestlohn. Auch
viele Selbständige sind auf ein funk -
tio nierendes Sozialsystem z. B. über ei -
ne Bürgerversicherung angewiesen.
Wir brauchen einen sozialdemokrati-
schen Kanzler, der diesen Zusammen -
halt als Basis unseres Wirt schafts mo -
dells sichert.

Unternehmerisches Denken heißt ent -
scheiden wollen: Wir brauchen einen
Kanzler, der Klartext spricht und eine
klare Richtung vorgibt und nicht la -
viert, einen Kanzler in der Tra dition
von Helmut Schmidt und Ger hard
Schröder. Deshalb wollen wir Peer
Steinbrück als nächsten Kanzler der
Bundesrepublik Deutschland.

Wir unterstützen Peer Steinbrück! <

Die Wählerinitiative „AGS für Stein -
brück“ ist bei Facebook unter
facebook.com/AGSfuerSteinbrueck
erreichbar. In der ersten 24
Stunden seit Ver öf fent  li -
chung der Seite
ha   ben schon über
100 Unter stüt zer
des Wahlaufrufs
auf „Ge fällt mir“ ge klickt und mitdis-
kutiert.

WIRTSCHAFT

(Ddf.) Der für viele
Gründer lästige Pa -
pierkram bei der
G e  w e r b e  a n  m e l  -
dung soll bald Ge -
schich te sein. „Wir
werden in den kom -
menden Monaten
die elektronische

Gewerbemeldung in Nord rhein-West -
falen konsequent vor antreiben und da -
mit Maßstäbe für eine moderne, kos -
ten günstige Verwal tung setzen.
Ziel ist es, die erforderlichen Forma li tä -
ten bei der Anmeldung eines Ge wer bes
mit einem Klick zu erledigen.“ er klär te
Wirt schafts mi nis ter Garrelt Duin an -
läss lich der konstituierenden Sitzung
des neuen Mit tel standbeirates der Lan -
des regierung in Düsseldorf.

Fachleute schätzen, dass bun desweit
durch die elektronische Gewerbe an -
mel dung die Bürokratie kos ten um
rund 18 Mio. Euro jährlich gesenkt wer-
den können. Für Nord rhein-Westfalen
belaufen sich damit mög liche Ein spa -
rungen auf mindestens 3,6 Mio. € pro
Jahr. Der Probebetrieb für dieses an -
spruchsvolle Moder nisierungs pro jekt
ist erfolgreich angelaufen. Jetzt geht
es darum, möglichst schnell möglichst
viele Landes ein richtungen, aber auch
die Kommu nen von diesem Prozess zu
überzeugen: „Wir werden die Städte
und Ge meinden dabei nach Kräften
un terstützen“, so Minister Duin. (Aus
der Presse er klä rung des MWEIMH)

Diese frohe Kunde für die Wirtschaft
in NRW verkündete Duin auf der kon-

stituierenden Sitzung des neuen Mit -
tel standsbeirats. „Service orien tie rung
und Bürokratieabbau“, so lautet das
The ma des ersten Arbeitsprogramms
dieses Mittelstandsbeirats, der dritten
Säule des NRW-Mittelstands ge set zes.

Weiter aus der Presseerklärung des
MWEIMH:
Der Beirat ist – neben Clearingstelle
und Clearingverfahren – die dritte Säu -
le des neuen Mittel stands förde rungs -
ge setzes. Er hat u. a. die Aufgabe, den
Ab lauf und die Wirksamkeit von Clea -
ring verfahren zu begleiten und zu be -
werten. Clearingstelle und Clearing ver -
fahren gestalten Gesetzes- und Ver ord -
nungsvorhaben der Landes re gie rung
in Nordrhein-Westfalen im In teresse
der mittelständischen Wirt schaft mit.

Dritte Säule des NRW-Mittelstandsgesetzes steht:

Elektronische Gewerbemeldung vereinfacht
Gründungen in Nordrhein-Westfalen
Bürokratieabbau und transparente, mittelstandsfreundliche Gesetzgebung – das waren und sind
wichtige Ziele der NRW-Landesregierung. Ein Schritt auf dem Weg zum Bürokratieabbau ist die Mög -
lichkeit zur elektronischen Gewerbeanmeldung, die nun in NRW im Probebetrieb läuft. Und so konn-
te Wirtschaftsminister Garrelt Duin froh verkünden: „Damit setzen wir Maßstäbe für eine moderne,
kostengünstige Verwaltung und treiben den Bürokratieabbau weiter voran.“

Wirtschaftsminister
Garrelt Duin
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Ziel des Beirats ist es, die Mittel stands -
politik pragmatisch an den Bedürf nis -
sen und Bedingungen kleiner und mitt-
lerer Unternehmen zu orientieren. Mit -
glieder des Beirats sind hochrangige
Re präsentanten der mittelständischen
Wirtschaft in Nord rhein-Westfalen
und der kommunalen Spitzen verbän -
de, die auf Vorschlag ih rer jeweiligen
Organisationen von Mi nister präsiden -
tin Hannelore Kraft für die Dauer einer
Wahlperiode berufen werden.

Prof. Dr. Wolfgang Schulhoff, Präsi dent
des nordrhein-westfälischen Hand -
werks tags (NWHT), ist Erster Vor sit zen -
der des Gremiums.

Die AGS wünscht viel Erfolg bei der
Arbeit!

Pressemeldung des MWEIMH NRW (Foto: MWEIMH NRW/Hojabr Riahi)

WIRTSCHAFT & GESUNDHEIT

Das Gesetz stößt immer noch auf Pro -
teste. Denn es bedeutete auch das Aus
für extra eingerichtete Raucher be rei -
che in Kneipen (die AGS:Nachrichten
berichteten). Die AGS hatte fehlende
Übergangsfristen kritisiert, da viele
Gast wirte in Raucherbereiche inve-
stiert hatten. Das wurde durch die
neue Gesetzgebung eine Fehl in ves ti -
tion, an der viele Wirte schwer zu tra-
gen hatten und haben.

Der Deutsche Hotel- und Gast stätten -
verband (DEHOGA) warnte gar „vor
den existentiellen Folgen gerade für
Eck kneipen“. Nun sieht sich der DE -
HO GA bestätigt, auch wenn er seine
Be fürchtungen nicht eindeutig mit
Zah len belegen kann. 

Laut DEHOGA haben in den Regie -
rungs bezirken Köln und Düsseldorf
im ersten Halbjahr 525 Betriebe und
da mit gut hundert mehr als im Vor -

jah reszeitraum geschlossen. Eine DE -
HOGA-Umfrage in Düsseldorf ergab,
dass Einkünfte nach Beginn des
Rauch verbots zwischen zehn und 50
Prozent geschrumpft sind. Der DEHO-
GA sieht aus seiner Sicht weitere Tau -
sende Kneipen und Clubs existentiell
gefährdet, auch wenn sicher nicht al -
le Betriebsaufgaben und Umsatz ver -
luste auf das Rauchverbot zurückzu-
führen sind. 

Der Protest hält trotzdem an, ein Volks -
 begehren soll das Gesetz wieder kip-
pen.

Gesundheitsministerin Barbara Stef -
fens (Grüne) lässt sich davon nicht be -
eindrucken und sieht die Mehrheit
der Bevölkerung hinter sich. Eine Spre -
cherin des Ministeriums erklärte, es
seien klare Verhältnisse für Wirte,
Gäs te und Ordnungsämter geschaf-
fen.

Allerdings soll das Gesetz nun in ei -
nem Jahr auf seine Folgen hin über-
prüft werden. Was dann evtl. für etli-
che Kneipen zu spät ist. Vielleicht un -
ter stützt Ministerin Steffens dann ei -
nen Armuts-Fond oder eine Solida ri -
täts-Abgabe für insolvente Wirte, die
Opfer einer politischen Regulierungs -
wut geworden sind.                              <

Kneipensterben in NRW durch Nichtraucherschutzgesetz?

Der Streit ist nicht ausgestanden
Seit gut 100 Tagen gibt es ein strenges Nichtraucherschutzgesetz in Nordrhein-Westfalen. Es ist am
1. Mai 2013 in Kraft getreten.

http://www.wirtschaft.nrw.de/presse/pressemitteilungen/Pressemitteilungen_MWEIMH_2013/130716_Elektronische_Gewerbemeldung/index.php
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HANDEL

Denn längst überwiegt das Angebot
von Neuwaren. Und der soll in NRW
zu mindest eingeschränkt werden. Wie
Wirtschaftsminister Garrelt Duin un -
längst ankündigte, will die Lan des re -
gie rung NRW dazu ein „Markt ge setz“
erlassen.

Denn eine Regulierung ist erforderlich.
Auf den jährlich etwa 3500 Trödel -
märk ten in NRW mit ca. 32 Millionen
Besuchern pro Jahr wird meist mehr
Neu ware als Trödel verkauft. Vorbei
am stationären Handel, oft vorbei am
Fi nanzamt, vorbei an allen Wett be -
werbs regeln und dem Verbraucher -
schutz. 

Duin bemerkt da -
zu, dass dieses Ge -
s c h ä f t s m o d e l l
sich bundes- wie
lan desweit ausge-
breitet habe. 
Allein mit den bis-
herigen gesetzli-
chen Bestim mun -

gen sei es kaum möglich, den über -
bordenden Verkauf neuer Waren auf
Trödelmärkten rechtssicher und pra -
xistauglich einzuschränken. Die ge -
plante Novelle dürfe auch nicht die
Falschen treffen, wie etwa beliebte
Tra ditions- und Weihnachtsmärkte. 

„Wir sind in enger Abstimmung mit
allen Fraktionen, um ein Marktgesetz
auf den Weg zu bringen“, sagte NRW-

Wirtschaftsminister Duin. Auch die
Kom munen will er einbinden.

Das Problem mit den Neuwaren auf
Märkten gibt es auch in anderen Bun -
desländern. Ein grundsätzliches Ver -
bot von Neuwaren auf Trödel märk -
ten, wie in Berlin, wird es aber in NRW
nicht geben, sondern eher eine Be -
schränkung.

NRW könnte sich am Regelmodell
von Rheinland-Pfalz orientieren und
die Zahl der Termine begrenzen. Das
ge plante Marktgesetz könnte so das
bestehende Ladenöffnungsgesetz
NRW ergänzen. Dieses Gesetz erlaubt
höchstens elf geschäftsoffene Sonn-
und Feiertage pro Jahr und Gemein -
de, jeder einzelne Laden darf an maxi-
mal vier Sonntagen verkaufen. Trö del -
märkte können aber weder durch La -
den schluss- und Feiertagsgesetze
noch durch die Gewerbeordnung
rechts sicher reguliert werden.

Das Problem liegt in der Abgrenzung:
Neuwarenverkauf im großen Stil soll
verhindert, aber für Wohl tätig keits -
basare und Weihnachts- bzw. Brauch -
tumsmärkte muss der Bestand gesi-
chert werden.

Der Verband deutscher Markt gestal -
ter (VDM) kritisiert die Gesetzes pla -
nung. Er sieht Arbeitsplätze in Gefahr.
Außerdem würden auch viele statio-
näre Einzelhändler Sonntagsmärkte

zum Verkauf ihrer Waren nutzen. Nor -
bert Hermanns, stellvertretender Vor -
sitzender des VDM in einer Presse er -
klärung vom 2. Juli 2013: 

„Wir weisen nachdrücklich darauf hin,
dass Be schränkungen von Sonntags -
märk ten hinsichtlich ihres Neu waren -
sortiments zu starken Benach tei li gun -
gen führen, die neben den Markt ge -
stal tern vor allem gewerbliche Markt -
händler treffen werden. Diese Kleinst-
Ge werbe treibenden, deren Anzahl al -
lein in NRW bei rund 40.000 liegt, sind
meist zugleich niedergelassene Ein zel -
händ ler in Nebenlagen, die auf die Teil -
nah me an Sonntagsmärkten angewie-
sen sind, um ihre Umsatzeinbußen mit
dem dortigen Verkauf auszugleichen.
Der hierfür nötige Umsatz würde nicht
auf werktägigen Märkten von mon-
tags bis samstags erzielt, sondern an
Sonn- und Feiertagen.“

Dagegen fordert der Einzel handels ver -
band NRW ein Einschreiten des Lan des
gegen den „unregulierten und wett be -
werbsverzerrenden Verkauf von Neu wa -
ren auf Trödelmärkten“. Peter Achten,
Hauptgeschäftsführer des Han  dels -
ver bands NRW: Man ha be „nichts ge -
gen Trödelmärkte, die die ser Be zeich -
nung im Wortsinn auch ge recht wer-
den und die zum Stöbern, Staunen und
Trödeln einladen“, sagte er in einem
In ter view mit dem WDR. Es sei „aber
nicht hinnehmbar, dass der Begriff Trö -
delmarkt dazu genutzt wird, geltendes

Aus neu mach alt mach neu?

Neues NRW-Marktgesetz soll Trödelmärkte
regulieren
Es ist ein Spaß für die ganze Familie: Der sonntägliche Besuch eines Trödelmarktes. Es ist aber auch
der Not gehorchende Sparsamkeit: der Einkauf des täglichen Bedarfs auf den Sonntagsmärkten.

Wirtschaftsminister
Garrelt Duin
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Recht des Sonntags schutzes teilweise
im großen Stile zu unterwandern.“

Dipl.-Vw. Jörg Hamel, Geschäftsführer
des Einzelhandels- und Dienst leis -
tungs verbands Aachen-Düren-Köln
e.V., weist auf viele Probleme ungere-
gelter Sonntagsmärkte hin: „Hygiene -
vor schriften, Verbraucher schutz regeln,
arbeitsrechtliche Ver pflich tungen, La -
den öffnungszeiten – dies alles spielt
bei diesen Billig-Märkten unter freiem
Himmel oftmals keine Rolle oder wird
nicht kontrolliert. Die Kommunen sind
häufig überfordert, sonntags hier zu
kontrollieren oder Präsenz zu zeigen.
Hier werden auch Plagiate gehandelt.“

Manfred Piana, Haupt-Geschäfts füh -
rer des EHDV, sieht den Charme von
Trödelmärkten durch Neuwaren ver -
kauf in Gefahr. Er kann sich mit dieser
Einschätzung sicher mit vielen Frei -
zeit besuchern einig fühlen. 

Aber was ist mit den Menschen, die
aus Not den Trödelmarkt als billige
Ein kaufsquelle für Neuwaren des täg-
lichen Bedarfs nutzen? Bei allem Ver -
ständnis für deren Lage: Ein billiger
Ein kauf rechtfertigt nicht die Nut zung
gesetzlicher Grauzonen und die Um -
ge hung von Gesetzen.
Ganz nebenbei: Wie hoch der vermut-
liche Verlust an Gewerbesteuer für
die Kommunen ist, lässt sich kaum ah -
nen. Jeder auf Sonntagsmärkten aus-
gegebene Euro fehlt in den Kassen
der stationären Händler in den Kom -
mu nen. Und fehlt auch bei der Gewer -
be steuerveranlagung. 

Die Trödel märk te sind für die Kommu -
nen kaum kontrollierbare „Grau-Zo -
nen“. Gerichts be ständige Regelun gen
sind daher auch im Interesse der
Städte und Gemein den. Das sieht der
VDM natürlich anders. Dem „er scheint
ein Verzicht auf Ge bühren im Rahmen
der Festsetzungs- und Genehmigungs -
ver fahren nicht nach vollziehbar“. 

Der VDM beziffert diese Einnahmen
mit bundesweit durchschnittlich 3,6
Millionen Euro. Hinzu kämen weitere
finanzielle Einnahmen wie Sonder -
nut zungsgebühren, Mieten und Ge -
wer besteuern ansässiger Markt händ -
ler und -veranstalter, „die die größte
kommunale Einnahmequelle bilden“,
so der VDM.

Unterstützung für die Marktgestalter
kommt von „den Marktliberalen“, von
der FDP. Der wirtschaftspolitische
Sprecher der FDP-Landtagsfraktion,
Diet mar Brockes: „Mit dem von Wirt -
schaftsminister Duin geplantem Markt -
gesetz droht uns die nächste Ver bote-
und Bürokratiewelle. Trödel märkte ste-
hen in einer Jahrhunderte alten Tra di -
tion des Marktwesens. Es ist inakzepta-
bel, diese Tradition durch ein generelles
Trödelmarkt-Verbot an Sonn- und Feier -
tagen grundsätzlich zu brechen.“

Bei der CDU kann die Landes re gie rung
dagegen auf Zustimmung zu ei nem
Marktgesetz hoffen. Sie hat sich näm-
lich für gesetzliche Beschrän kun gen
ausgesprochen. Aber gilt das auch
noch, wenn es zur Abstimmung
kommt?

Es gibt noch viel Arbeit bei der rechts-
sicheren Regulierung der Sonntags -
märk te. Ein Gesetzentwurf soll schon
in wenigen Wochen vorliegen. 

Rainer Schmeltzer,
stellvertretender
Fraktions vor sit  -
zen der der NRW -
SPD, gab folgen-
den Kommentar
zur Aus ein an der -
setzung zwischen
Gegnern und Be -

für wortern und dem Stand des Ver -
fahrens: „Wir stehen erst am An fang
des Verfahrens. Die Hinweise des Ein -
zel handels zum Neu warenverkauf auf
den Trödel märk ten waren deutlich.

Das Laden öffnungsgesetz sichert die
Sonn tags ruhe und schränkt den Ver -
kauf von Neuwaren ein. Jetzt gilt es ab -
zuwarten, wie die Entwürfe des NRW-
Wirt schaftsministers für ein Markt ge -
setz durch die Clearingstelle, die neu im
Mittelstandsgesetz verankert ist, be -
wer tet werden. Ich bin da guter Din ge,
schließlich sitzen Wirt schafts ver tre ter
in dieser Clearingstelle. Fazit: erst ab -
war ten, dann kritisieren.“

Hintergrundinformationen auf den
Seiten des Landtags (PDF)

Rainer Schmeltzer,
stv. Fraktionsvors.

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV16-985.pdf
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV16-985.pdf
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STEUERN

Die SPD-Steuer- und -Finanzpolitik ge -
hört also auch zu den Politik fel dern,
auf denen sich Koalition und SPD
deut lich unterscheiden. Selbst der
Mut zur Ankündigung von Steuer er -
höhungen zur Finanzierung notwen-
diger Vorhaben fehlt da nicht. Mehr
Lasten auf Schultern, die mehr tragen
können, so lautet das Ziel.

Eine zweite Säule der Finanzierung
eines Haushaltes sind Einnahmen
durch die Bekämpfung von Steuer kri -
mi nalität und Steuervermeidungs-
Praktiken.
Der nordrhein-westfälische Finanz mi -
nis ter Walter Borjans sieht die stärke-
re Bekämpfung von Steuerbetrug als
Beitrag zur Gerechtigkeitsdebatte
und zur Wahrung des inneren Frie -
dens. Er warf der Bundesregierung
feh lendes Engagement im Kampf ge -
gen Steuerbetrug vor. Es gehe bei
Schwarz-Gelb „zwar rhetorisch vor an“,
aber Handeln sei nicht abzusehen.
Was im Augenblick bei der bundes -
deut schen Gesetzgebung geschehe,
sei „eine Menge Etikettenschwindel
und es ist immer noch Klientelpolitik
im Hintergrund“.
Auch der frühere Bundes finanz minis -
ter Peer Steinbrück will entschiede-
ner gegen Steuerbetrug und legale
Steu ervermeidung durchgreifen. Da -
mit wird es für ihn „naheliegender“,
die Steuerlast der Bürger zu verrin-

gern. Wenn es dafür Spielraum gibt!
Für eine effektivere Bekämpfung von
Steuerbetrug brauche man ausrei-
chend gut ausgebildete Steuer fahn -
der und die Aufhebung automati-
scher Verjährung bei Steuerbetrug.
Steuerbetrug verursacht für den Staat
einen Schaden von mindestens 30
Mrd. Euro jährlich. Noch mehr, näm-
lich ca. 160 Mrd. Euro jährlich werden
dem Staat durch Steuervermeidung
vor enthalten und füllen die Konten
we niger Nutznießer. Peer Steinbrück
will deshalb auch die „legale“ Steuer -
vermeidung reduzieren: „Große Kon -
zer ne nutzten das Steu ergefälle und
die verschiedenen Steu ersysteme in Eu -
ro pa aus. Sie verlegen den Standort ih -
rer Steuer pflicht, so dass ihre Effektiv -
be steue rung skandalös gering ist.“
Diese Steu er ver mei dungs praktiken
brin gen insbesondere für klei nere Un -
ter neh men erhebliche Wett be werbs -
nach tei le. Denn Stand ort ver la ge run -
gen in Steu eroasen kommen für sie
nicht in Frage. Den volkswirtschaftli-
chen Scha den, der durch diese Prak ti -
ken der „Gro ßen“ entsteht, tragen sie
durch anteilsmäßig höhere Be las tun -
gen. Das ist nicht länger hin nehm bar.
Nicht nur deshalb werden Selb stän -
dige und die Führer kleinerer Unter -
neh men von einer SPD-geführten Re -
gierung profitieren. Von den von der
SPD geplanten Steu er erhöhungen blei -
ben sie verschont, auch wenn das die

Regierung und ihr nahestehende
Medien gebetsmühlen artig bestreiten.
Profitieren würden kleinere Unter neh -
men insbesondere durch mehr Aus ga -
ben des Staates für Investi tio nen.
Auch mit nur einem Teil der jährli-
chen Mindereinnahmen von 30 Mrd.
Euro durch Steuerbetrug und 160
Mrd. Euro ließen sich Investitionen in
wirtschaftliche Infrastruktur und  Bil -
dung finanzieren. Mit bereits 80 Mrd.
Euro jährlich ließe sich der bestehen-
de Investitionsstau in unserem Lan de
be seitigen, so dass Institut für Wirt -
schafts forschung (DIW).
Steinbrück wird konkret: „Allein mit
30 Mrd. könnten jährlich 15.000 Ganz -
tagsschulen mit Sozialpädagogen aus -
gestattet, 200.000 zusätzliche Ki ta-
Plät ze unterhalten und alle Kinder gär -
ten in Deutschland gebührenfrei ge -
stal tet werden. Zusätzlich ließe sich
die zum Teil marode Verkehrs in fra -
struk tur und der öffentliche Nah ver -
kehr mit 10 Mrd. Euro jährlich mo der -
nisieren.“ Schuldentilgung plant Stein -
brück ebenfalls. Und vielleicht bleibt
ja noch was zur Re duzierung der „kal-
ten Progression“ übrig. Das gehört
auch zur Steuer ge rech tigkeit. Und be -
trifft die Leistungs träger unserer Ge -
sell schaft.                                                <

8-Punkte-Plan gegen schweren
Steuerbetrug und -optimierung

Vollmundige Ankündigungen zur Bekämpfung von Steuerbetrug gab es von der Regierungs koalition
viele, meist nebulös und wenig konkret. Umgesetzt wurde davon kaum etwas. Wen wundert’s? Anders
die SPD: Hier hört man Aussagen mit „Klarer Kante“, notfalls durchzusetzen „mit der Kavallerie“.

Kleine Unternehmen hoffen auf SPD-Wahlsieg:

Steuerbetrug bekämpfen – mit der Kavalle rie,
oder nur mit vollmundigen Ankündigungen?

http://www.spd.de/presse/Pressemitteilungen/94898/20130408_8-punkte-plan_peer_steinbrueck.html
http://www.spd.de/presse/Pressemitteilungen/94898/20130408_8-punkte-plan_peer_steinbrueck.html
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AGS REGIONAL
Mindestlohndebatte in Düsseldorf:

Düsseldorfer Unternehmer sprechen sich für
Mindestlohn aus

Bei grundsätzlicher Einigkeit über ei -
nen Mindestlohn von EUR 8,50 plä dier -
te Thomas Puppe für Ausnahmen im
Falle fehlender Qualifikation selbst für
einfachste Aufgaben. Dem wider-
sprach Dieter Schormann (Gewerk -
schaft NGG), da geringere Löhne kein
menschenwürdiges Auskommen zu lie -
ßen. Herr Rimkus ergänzte dies um die
Forderung nach Qualifikations maß -
nah men, die eine dem Mindest lohn
ge mäße fachliche Eignung si cher stel -
len könnten.

Überein stim mung herr sch te bei der
Ein schätzung, dass ein gesetzlicher
Min destlohn un lauteren Wettbewerb
eindämmt und damit für Selb stän di ge
und kleinere Unternehmen Wett be -
werbs gerech tig keit wiederherstellen
kann. Der Kritik, dass das Mindest lohn -
gebot un terlaufen werden kön ne, ent-
gegnete Philipp Tacer, dass je de Ge set -
zes re ge lung auch zu kontrollieren sei,
dass aber vor allem hin sicht lich der be -
stehenden Mindest löh ne kaum Rechts -
ver stöße festgestellt wurden.

Ein einmütiger Appell richtete sich
schließ lich auch an die Verbraucher:
Dienst leistungen und Produkte guter
Qua litäten bedürfen angemessener
Ent lohnung und eines fairen Preises.
Wer dies beim Einkauf berücksichtigt,
tut zweierlei: er handelt sozial, und er
stärkt die Marktwirtschaft.                 <

Rückfragen werden gerne beantwortet
von Thomas Gestrich-Gerscher mann
(gestrich@aol.com, Tel.: 0173-7045622).

Es bedurfte einiger Diskussion, um Unterschiede zwischen den Positionen der SPD-Kandidaten Philipp
Tacer und Andreas Rimkus einerseits und dem stadtbekannten Bäcker Thomas Puppe andererseits zu
erkennen, die sich auf Einladung der „Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen“ der SPD Düsseldorf
einen engagierten Austausch lieferten.

AGS WELTWEIT
Afghanistan – ein Land mit einer Vielzahl von Möglichkeiten

Innenansichten eines Entwicklungshelfers
Ein Bericht von Gastautor und Rechts -
an walt Jürgen Bau mann, Kabul

Afghanistan wird seit Jahren in der öf -
fentlichen Wahrnehmung als ein völ-
lig verarmtes und korruptes Ent wick -
lungsland gesehen, in dem Deutsch -
land und seine westlichen Partner län -
der viele Gelder ver schwen den und
Sol da ten ihr Leben sinn los einsetzen.

Dabei gibt es auch ein ganz anderes
Bild, das sich jedoch nur erschließt,
wenn man bereit ist, sich Land und
Leuten unbefangen zu nähern: 30 Mio.
Menschen mit einem Bevölke rungs -
wachs tum von etwa 3,5 %, ein Wirt -
schafts wachstum von 3-5 % jährlich,
zunehmend getragen durch die Pri vat -
wirtschaft des Landes, Roh stoff reich -
tum, dessen Erschließung nur mit Hil -

fe von ausländischem Know-how mög -
lich sein wird, das Bedürfnis nach
Schaf fung einer modernen Infra struk -
tur und Konsumbedürfnisse der Be völ -
kerung, die befriedigt werden wollen.
Bildungshunger, der dazu führt, dass
Schulen im Mehrschichtbetrieb arbei-
ten, Universitäten, die nach Jahr zehn -
ten der Zerstörung und der Er mor dung
geistiger Eliten versuchen, wieder an
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alte Qualitäten anzuknüpfen und
Menschen, die sich nach Frieden und
ei nem kleinen Wohlstand sehnen, der
für sie in den letzten 40 Jahren durch
Kriege und Bürgerkriege nicht erreich-
bar war.

Deutschland genießt einen besonde-
ren Ruf hier im Land, und alle Men -
schen, mit denen man hier zusam -
men trifft, öffnen sich schneller, weil
Deutsche hier noch nicht als Besat -
zungsmacht oder Eroberer aufgetre-
ten sind. Deutschland wird als Part -
ner wahrgenommen und es wird oft
der Wunsch geäußert: Wir möchten
mehr mit Euch machen, denn Euch
kön nen wir vertrauen.

Natürlich sind Investitionen und Part -
nerschaften in einem fremden Land
ins besondere immer davon abhängig,
sichere rechtliche Rahmen bedin gun -
gen zu haben. Da gab es in den ver -
gan genen Jahren große Defizite, aber
nicht zuletzt durch die Arbeit der
deutschen Entwicklungs zusam men -
ar beit hat es maßgebliche Verbesse -
rungen gegeben.

Eine der wesentlichen Verän de run gen
findet im Bereich der Justiz statt: seit
2008 gibt es eine unabhängige Rechts -
anwaltschaft. Rechtsanwälte waren
bis dahin in dieser Form nicht im Land
bekannt. Die Rechts an walts kammer,
AIBA, die seit ihrer Grün dung durch
das GIZ-Projekt Rule of Law erfolg-
reich und engagiert begleitet wird
und bei deren weiterer Ent wicklung

der Autor in den kommenden Jahren
beratend tätig sein wird, arbeitet da -
ran, eine kompetente und unabhängi-
ge Anwaltschaft aufzubauen, die
nicht nur den Bürgerinnen und Bür -
gern des Landes im Justiz sys tem den
Weg weist, sondern auch für auslän-
dische Investoren und Ge schäfts part -
nern an der Entwicklung von zuverläs-
sigen und tragfähigen Kon zepten ar -
bei tet.

Milliarden Euro wurden und werden
in Afghanistan investiert, warum
nicht mit afghanischen Partnern ge -
mein sam an der dynamischen Ent -
wick lung teilhaben? Die AIBA hilft
Ihnen gerne bei der Suche nach kom-
petenter rechtlicher Beratung.

PS: Die Registrierung einer neuen Fir -
ma dauert heute nur noch zwei Tage
und nicht mehr, wie bis vor wenigen
Wochen 30 Tage.                                    <

Kontaktdaten:
Rechtsanwalt Jürgen Baumann
c/o AIBA
Qala-e-Fathullah 3. Street #777
Kabul, Afghanistan, Tel: +93-791586544

GIZ Rule of Law
Herr Malte Kirchner
über Feldpost
64298 Darmstadt

Seine berufliche Laufbahn startete er in Berlin/Branden -
burg. Nach erfolgreichem Abschluss des 2. Staatsexamens
1989 arbeitete er zunächst einige Jahre in der Landes ent -
wicklung Brandenburgs für die LEG. 2001 schied er als Ge -
schäfts füh rer der dortigen EWZ Entwicklungs ge sell schaft
Waldstadt Wünsdorf/Zeh rens dorf mbH aus und startete

als selbständiger Rechtsanwalt. Seit 2004 arbeitete er mit
eigenem Büro in Bonn und kam so auch zur dortigen AGS.
Aufgrund der ständigen Ver schlechterung des Marktes für
kleine Anwaltskanzleien entschloss er sich, neue berufli-
che Heraus for derungen zu suchen – und fand diese nun in
Af gha nistan.

JÜRGEN BAUMANN
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150 JAHRE SPD
Das Deutschlandfest der SPD

250.000 Menschen feiern in Berlin

Schon am Freitag trafen nicht weniger
als 4.000 Genossen aus ganz NRW in
Berlin ein und vertrieben sich den Rest
des Tages damit, die Stadt auf eigene
Faust zu erkunden. Es war ja noch ge -
nug Zeit bis zur eigentlichen Eröff -
nung am Samstag. 

Die Zeit vor der offiziellen Eröffnung
nutz ten zahlreiche Genossen aus al -
len Bundesländern für eine ausgiebi-
ge Erkundung der Stadt. Auf der
Spree tummelten sich zahlreiche
Schif fe, an denen die Parteifarben zu
er kennen waren. Berlin hat so einiges
zu bieten, und so war der Andrang
ent sprechend groß. 

Gleichwohl die Feierlichkeiten schon
um 11 Uhr begannen, füllte sich die
Fest meile auf der Straße des 17. Juni ab
15 Uhr merklich. Schon im Vorfeld war
um die Anwesenheit zu diesem Zeit -
punkt gebeten worden, und die Be su -
cher folgten diesem Aufruf. Wäh rend
„Die Prinzen“ ihr Programm ab sol vier -
ten, steigerte sich die Stim mung lang-
sam, denn um 16 Uhr sollte der Polit -
block beginnen. 
Pünktlich betrat Sigmar Gabriel die
Büh ne und wurde mit lautem Jubel
und Applaus begrüßt. Der Partei vor sit -
zende war von der schieren Men schen -
menge sichtlich überwältigt und zog
ein kurzes Fazit: „250.000 Be sucher bis
jetzt. Die CDU hat auf ih rem Wahl -
kampf auftakt mit Frau Mer kel vor ein
paar Tagen gerade einmal 3.000 Leute
zusammen bekommen!“

Gabriel hielt sich kurz, denn die Büh -
ne gehörte vor allem einer Per son:
Peer Steinbrück. 

Als Peer dann die Bühne betrat, woll-
ten Applaus und Jubel kein Ende neh-
men. Zahlreiche Fahnen sorgten für
ein Meer aus Rot, das den Kanzler kan -
di daten im Empfang nahm. Auch
Stein brück war von den Menschen -
mas sen, die ihm da zujubelten, sicht-
lich beeindruckt, setzte dann aber zu
seiner lang erwarteten Rede an.

Staatstragend, wie sie zu einem sol-
chen Anlass angemessen war. Der
Kanzlerkandidat gab sich auffallend
kämpferisch und angriffslustig, schien
vor Energie und Optimismus nur so zu
strotzen.

Und dann fielen die berühmten Wor te:
„Ich will Bundeskanzler der Bundes re -
pu blik Deutschland werden!“

Jubel. Beifall. Fahnen. Und aus tausen-
den Kehlen der Ruf „Peer! Peer! Peer!“

Erst nach Minuten hatte sich die Men -
schenmenge soweit beruhigt, dass
Steinbrück weitermachen konnte.
Pro fessionell arbeitet er noch einmal
die zentralen Punkte der SPD heraus,
bekräftigte, wofür die Partei und er
stehen. Zum Ende der Rede gesellte
sich dann das Kompetenzteam samt
den Landesministern mit auf die Büh -
ne, und das Publikum klatschte auch
hier stürmisch.

Eine Stimmung, wie man sie nicht
alle Tage erlebt – und eine Rede, die
zumindest mir noch lange im Gedächt -
nis bleiben wird.

Der Rest des Tages ging dann fulmi-
nant weiter, die High lights am Abend
waren ganz sicher Stefanie Heinz -
mann, Dick Brave und na türlich Nena.
Nicht vergessen sollte man das De bat -
tenzelt, bei dem die Parteispitze zeig-
te, was ihr Kern ge schäft eigentlich ist.

Als besonderes „Schmankerl“ des
Deutsch landfests erwies sich auch das
Lesezelt, in dem den Kindern durch die
Spitzenpolitiker vorgetragen wurde.
Bekannt ist hier sicherlich die grandio-
se Darbietung der „Bre mer Stadt mu si -
kan ten“, aber auch Hannelore Kraft be -
wies bereits am Samstag, dass sie klei-
ne wie große Zu hörer in den Bann
schla gen kann.

Alles in allem ein gelungenes Fest:
Zahl reiche Stände, zahlreiche Aktivi tä -
ten. Alle Arbeitsgemeinschaften – na -
tür lich auch die AGS – waren vertre-
ten, und man konnte kaum ein paar
Me ter gehen, ohne ein interessantes
Ge spräch zu beginnen. Etwas ruhiger
ging es da am Sonntag zu, bei bestem
Wetter strömten immer noch Tausen -
de auf die Festmeile. Für uns hieß es
dann aber um 14 Uhr: auf in die Hei -
mat, zurück nach NRW.

So muss ein Geburtstagsfest sein!    <

Am 17. und 18. Juli fand das Deutschlandfest der SPD in Berlin statt. Grund genug, sich aus NRW auf
den Weg zu machen. Eins vorweg: es hat sich gelohnt. Von Felix Münter, AGSNRW.
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150 JAHRE SPD Fotos vom SPD-Deutsch land fest,
17./18. August, Berlin

Felix Münter, Vorstandsmitglied der
AGSNRW, am Stand der Bundes-AGS

Bis in den Abend wurde gefeiert, vie -
le bekannte Künstler traten auf –
hier: Dick Brave and the Backbeats

Ein Riesenauflauf mit einer Viertel -
million Genossen aus ganz Deutsch -
land
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150 JAHRE SPD Fotos vom SPD-Deutsch land fest,
17./18. August, Berlin

Peer Steinbrück, Hannelore Kraft, Sig -
mar Gabriel und das Kompetenz -
team auf der Bühne

Ein eindrucksvolles Bild: 250.000
Men schen feiern sich und ihre Partei
vor dem Brandenburger Tor in Berlin.
Freundschaft!

Fröhliches Gewusel auf dem Deutsch -
land fest der SPD
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AGS INTERN

Es war ein Erlebnis! Das ist der Peer
Stein brück, den wir nach Kräften un -
ter stützen, angriffslustig, integer,
schlag fertig: Weiter so, Peer!

Quasi am Rande hatten wir Gelegen -
heit, uns mit vielen Freunden aus al -
len Teilen des Landes zu unterhalten
und alte Bande neu zu knüpfen.

So erinnerte uns Guntram Schneider,
Minister für Arbeit, Integration und
Soziales in NRW: „Die AGS hatte mal
mehr Mitglieder als die ganze FDP.“ Ge -
nau. Und genau da wollen wir wieder
hin!
Wir sind auf dem besten Weg. Gegen
Ende der Veranstaltung trafen wir
uns kurz mit Hannelore Kraft und

Peer Steinbrück. Frage von Peer: „Ach,
die AGS – was macht ihr denn so?“
Bevor einer von uns antworten konn-
te, sprach Hannelore für uns: „Unsere
AGS, die machen richtig viel, die mi -
schen richtig bei uns mit!“

Das ging runter wie Öl – und so soll es
auch bleiben: die AGS mischt mit!     <

Wir sind dabei - auch in Zukunft!

AGSNRW auf dem Zukunftskonvent der
NRWSPD

Am 6. Juli hatte die NRWSPD zum Zukunftskonvent geladen, und natürlich war die AGS dabei – nicht
nur, um in den Themenforen mitzumischen, sondern natürlich auch, um unseren künftigen Kanzler zu
sehen und zu hören. Von Susanne Brefort, AGSNRW.
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AGS INTERN Fotos vom Zukunftskonvent der
NRWSPD, 6. Juli, Bochum

Treffen unter Freunden: mit Gun tram
Schneider in unserer Mitte

Kurzes Zusammentreffen mit Hanne -
lore Kraft und Peer Steinbrück: Lob
von unserer Ministerpräsidentin

Peer Steinbrück, unser künftiger Kanz -
ler, bei seiner Rede
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Bis zur nächsten Ausgabe!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Selbständig.
Verantwortlich.
Solidarisch.

Die AGS in NRW.

<

05.09., 19.00 Uhr, AGS Bottrop
Vorstandssitzung: Gäste sind herz-
lich willkommen!
Tennishalle Kirchhellen, Von-Braun-
Str. 35a, Bottrop-Kirchhellen

05.09., 20.00 Uhr, AGS Bottrop
Richtig versichert? Was ein Unter neh -
mer braucht – und was nicht.
Falsche oder überflüssige Versiche run -
gen kosten viel Geld. Dieter Luy ken
(AGS Bottrop) informiert über Notwen -
di ges, Wichtiges und Unnötiges, ganz
aus Unternehmersicht.
Tennishalle Kirchhellen, Von-Braun-
Str. 35a, Bottrop-Kirchhellen

09.-13.09., Aktionswoche 150 Jahre
SPD
In Bottrop wird eine ganze Woche
lang gefeiert!
Am Freitag, 13.09. präsentieren sich ab
14.00 Uhr auch die Arbeits ge mein -
schaf ten mit einem eigenen Stand, die
AGS Bottrop ist natürlich dabei: wir
brin gen eine gigantische Hüpf burg
mit. Kontakt: kontakt@ags-bottrop.de.
Berliner Platz, Bottrop

25.09., 19.00 Uhr, AGS Gelsenkirchen
Wie arbeitet die Stadtmarketing -
gesellschaft eigentlich?
Hans-Sachs-Haus, Gelsenkirchen
Zentrum

Die nächste Ausgabe der AGS:Nachrichten erscheint Anfang Oktober 2013, Re dak tions  schluss ist der 30.09.2013. Artikel,
Termin hin weise, Fotos/Gra fi ken und Le ser   zu schrif ten bitte an die Adresse redaktion@ags-in-nrw.de senden.

AGS
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